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Der Deutsche Ärztetag hat 
energisch gegen eine weite-

re Verschleppung der unbe-
dingt notwendigen Reform der 
privatärztlichen Gebührenordnung
(GOÄ) protestiert. Trotz politischer
Zusagen und erkanntem Reformbe-
darf bewege sich nichts. „Die Bun-
desregierung muss endlich ihren
Worten auch Taten folgen lassen und
die politische Verantwortung für eine
Modernisierung der privatärztlichen
Vergütungsordnung wahrnehmen“,
forderte der Ärztetag. „Patient und
Arzt haben Anspruch auf eine medi-
zinisch aktuelle, leistungsgerechte, in
sich schlüssige Gebührentaxe, die
Transparenz und Verbraucherschutz,
Qualität und Innovation schafft und
damit Rechtssicherheit für Patient
und Arzt garantiert“, sagte der Vor-
sitzende des Ausschusses „Gebüh-
renordnung“ der Bundesärztekam-
mer, Dr. Alfred Möhrle.

„Katastrophaler Zustand“

Tatsächlich jedoch sei die GOÄ
im November 1982 letztmalig gene-
ralüberholt worden – auf der Basis
der Ersatzkassengebührenordnung
von 1978. Von den 32 Abschnitten
des Leistungsverzeichnisses wurden
laut Möhrle seitdem 22 Kapitel nicht
mehr grundlegend aktualisiert, die
restlichen zehn Kapitel sind auch be-
reits mehr als 10 Jahre alt. „Der ra-

sante Fortschritt der Medizin der
letzten drei Jahrzehnte ist damit an
der GOÄ weitgehend spurlos vorü-
bergegangen“, stellte Möhrle fest.
Dem Arzt werde zugemutet, Unter-
suchungs- und Behandlungsmetho-
den des Jahres 2005 auf der Grundla-
ge eines Verzeichnisses von 1978 ab-
zurechnen. Möhrles Fazit: „Die Amt-
liche Gebührenordnung für Ärzte ist
in einem desolaten, um nicht zu sa-
gen katastrophalen Zustand.“

Die Folge ist eine erhebliche
Rechtsunsicherheit. Anwendungs-
schwierigkeiten, Fehlinterpretatio-
nen und zunehmende Konflikte bis
hin zu Gerichtsverfahren belasten
das Patient-Arzt-Verhältnis. Die Bü-
rokratie wächst, das Prüf- und Gut-
achterwesen bei Ärztekammern, pri-
vaten Krankenversicherungen und
Beihilfestellen musste ausgebaut
werden, der Alltag in der Arztpraxis
ist zeitlich durch Abrechnungsaus-
einandersetzungen belastet.

Bundesländer blockieren

Zuständig für die GOÄ-Novelle
ist die Bundesregierung. Sie erlässt
die amtliche Gebührentaxe als
Rechtsverordnung, die der Zustim-
mung des Bundesrates bedarf. Nicht
zuletzt deswegen sind die zahlrei-
chen Initiativen der Ärzteschaft zur
GOÄ-Reform bislang ohne Erfolg

geblieben, fürchten doch die Länder
steigende Beihilfezahlungen an ihre
Bediensteten.

Dieser Interessenkonflikt zwi-
schen den Sparzielen der Länder ei-
nerseits und ihrer Mitwirkung an der
Gebührentaxe andererseits könnte
mit dem so genannten Vorschlags-
modell entschärft werden. Dieses
von der ehemaligen Bundesgesund-
heitsministerin Fischer ins Spiel ge-
brachte Verfahren sollte die konzep-
tionellen Vorarbeiten einer GOÄ-
Reform auf die unmittelbar Beteilig-
ten verlagern. „Die Länderfinanzmi-
nister haben diese Reform bisher po-
litisch blockiert“, sagte Möhrle.

Ihm drängt sich zurzeit der Ver-
dacht auf, dass auch die Bundesre-
gierung auf Zeit spielt, weil sie im
Zuge einer Einführung der Bürger-
versicherung die radikale System-
veränderung plant:Die Angleichung
der Vergütungssysteme für gesetz-
lich und privat Versicherte.Auch vor
diesem Hintergrund forderte der
Deutsche Ärztetag, dass die GOÄ-
Novelle nicht in die nächste Legisla-
turperiode verschoben werden darf.
Das Reformkonzept der Bundesärz-
tekammer müsse unverzüglich auf-
gegriffen werden.

Nichtig und unwirksam?

Wenn eine amtliche Gebühren-
ordnung nicht mehr in der Lage ist,
ihre Funktionen zu erfüllen, stellt
sich auch die Frage nach ihrer verfas-
sungsmäßigen Berechtigung. Darauf
wies der Direktor des Institutes für
Medizinrecht der Universitäten Hei-
delberg und Mannheim, Professor
Dr. Jochen Taupitz, in seinem 
Referat auf dem Ärztetag hin.
Denn staatliche Gebührenordnun-
gen schränken die grundrechtlich ge-
schützte Vertrags- und Wettbewerbs-
freiheit des Freiberuflers (Artikel 2
Grundgesetz) und seine Berufsfrei-
heit (Artikel 12 Grundgesetz) ein. Ei-
ne staatliche Gebührenordnung in
desolatem Zustand, die ihre Ziele
nicht erreicht und keinen verhältnis-
mäßigen Grundrechtseingriff dar-
stellt, könnte laut Taupitz vom Ver-
waltungsgericht für nichtig erklärt
werden. Darüber hinaus könne jedes
Gericht eine solche Gebührentaxe in
einem Rechtsstreit um Gebühren-
fragen als unwirksam betrachten.
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